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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 123 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zur Freiheit unterdrückter Minderheiten und Völker1

1. Die Gründungsverträge verpflichten die Union dazu, sich bei ihrem Handeln von den 
Grundsätzen der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der universellen Gültigkeit und 
Unteilbarkeit der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der Achtung der Menschenwürde 
und der Rechte von Minderheiten, den Grundsätzen der Gleichheit und der Solidarität 
sowie von der Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und des 
Völkerrechts leiten zu lassen;

2. Viele Minderheiten und Völker leiden unter der Lage der Menschenrechte und der 
Missachtung der Grundrechte in ihrem Land; diese Rechte sind vielen Teilen der Welt 
nach wie vor zunehmend gefährdet; dies alles führt zu Diskriminierung, Intoleranz und 
Gewalt;

3. Die Kommission wird aufgefordert, die Öffentlichkeit dafür zu sensibilisieren, dass die 
Freiheit der unterdrückten Minderheiten und Völker geachtet werden muss, und sie soll 
sich dabei von der „Demonstration für die Freiheit“ die jährlich von der Organisation 
„Società Libera“ und Gemeinschaften im Exil lebender unterdrückter Völker organisiert 
wird, leiten lassen;

4. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner der Kommission übermittelt.

1 Gemäß Artikel 123 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


